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Yasmin Fahimi, SPD-Mitglied, Bundestagsabgeordnete und Partnerin des Vorsitzenden der
sozialpartnerschaftlich orientierten IG BCE, Vassiliadis, wird auf dem DGB Kongress in Berlin mit
überwältigender Mehrheit als Nachfolgerin von Rainer Hoffmann gewählt. Zum ersten Mal steht
eine Frau an der Spitze des DGB. Schon wird das als Meilenstein in der Gewerkschafts-Historie
bezeichnet, gar als Aufbruch zu einem moderneren Erscheinungsbildes gefeiert, auch, um dem
zunehmenden Mitgliederschwund entgegenzuwirken.

In ihrer Rede nennt sie als einen ihrer Schwerpunkte die Gleichstellung von Frauen und anderen
aufgrund ihrer sexuellen Identität oder Orientierung diskriminierten Menschen. Auch wolle sie die
neue Ampelregierung unter Kanzler Olaf Scholz, ihrem Parteifreund, „kritisch“ begleiten. In ihrer
Antrittsrede fordert sie neben der Frage der Gleichberechtigung, die Schuldenbremse, die
Finanzminister Lindner spätestens 2023 wieder wirken lassen will, nicht wieder einzuführen und
mehr soziale Rechte.

Doch ob sie eine wirkliche Opposition gegen die Ampelregierung anführen wird, darf man getrost in
Frage stellen. Schon die Aufstellung der Kandidat:innen für die Wahl des neuen Vorsitz selbst –
nachdem sowohl ver.di Chef Wernecke als auch IG BCE Chef Vassiliadis die Nominierung im Vorfeld
ablehnten oder nicht mehr kandidieren sollten – spielte sich im Rahmen der alten
Sozialpartnerschaftspolitik der Führung der DGB-Gewerkschaften ab.

Natürlich war Fahimi wie alle bisherigen DGB-Vorsitzenden eine „Kompromisskandidatin“. Das kann
aber in einem DGB, dessen Politik, Linie und Führungspersonal selbst nur Ausdruck eines
Übereinkommens zwischen den Bürokratien der großen Einzelgewerkschaften sind, auch gar nicht
anders sein. Die Machtzentrale der deutschen Gewerkschaftsbewegung bilden schließlich nicht die
DGB-Führung, sondern die Vorstände und Apparate von IG Metall, ver.di und IG BCE sowie der
wichtigsten Betriebsräte in den Großkonzernen.

Dem entspricht auch eine „Demokratie“, die auf einen Formalismus reduziert ist, bei der die Masse
der Gewerkschaftsmitglieder nicht mitzureden hat. Die Auswahl der Kandidat:innen findet statt,
ohne dass die Gewerkschaftsmitglieder auch nur befragt würden. Die Delegierten zum DGB-
Kongress, selbst schon von der Masse der einfachen Mitglieder weit entfernt, dürfen schließlich die
Kandidatin formal bestätigen, damit auch alles sein statuarische Ordnung hat.

Reaktionen

Mit ihrer Wahl sind, wie zu erwarten war, nicht nur die Führungen der Einzelgewerkschaften
hochzufrieden. Auch die Reaktionen einiger SPD-Politiker:innen verdeutlichen wie nahe sich SPD-
und DGB-Spitze sind. So meinte die SPD-Ministerpräsidentin von Mecklenburg-Vorpommern,
Manuela Schwesig, dass sie sich „auf die Fortsetzung der guten Zusammenarbeit“ freue (zitiert nach
sueddeutsche.de, 9.5.2022). Ähnlich äußerte sich der SPD-Ministerpräsident vom VW-Land
Niedersachsen, Stephan Weil.

Die Aussage, dem Aufrüstungsprogramm der neuen Bundesregierung „kritisch“ gegenüberzustehen,
ist nicht mehr als ein unverbindliches Lippenbekenntnis, um den „linken“ Apparat zufriedenzustellen
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und zugleich der Regierung zu signalisieren, dass daraus nichts folgt. Die Zustimmung der neuen
Vorsitzenden zu Waffenlieferungen – auch von schweren Waffen – in die Ukraine bezeugt hingegen,
dass sich unter Fahimi kein Kurswechsel oer gar Kampf gegen die kommenden Angriffe auf die
sozialen und Arbeitsbedingungen der Arbeiter:innenschaft, Rentner:innen, Jugendlichen und
Geflüchteten anbahnt.

Das Gegenteil ist zu erwarten. Beschlüsse, die es im DGB und seinen Gewerkschaften gegen
Waffenlieferungen in Krisenregionen und gegen die Aufrüstung der Bundeswehr gibt, werden von
ihr kurzerhand über Bord geworfen, mit dem Argument, „dass diese Zeit neue Antworten braucht“
(zit. nach: sueddeutsche.de, 9.5.2022) und biedert sich gerade dem Paradigmenwechsel der SPD-
geführten Ampelregierung in der Kriegs- und Aufrüstungsfrage an!

Natürlich dürfen einige Versprechungen und markige Wort nicht fehlen. So heißt es gegenüber der
Süddeutschen Zeitung: „Wir wollen einen grundlegenden Umbau unserer Wirtschaft“(…) „Nötig
seien Gemeinwohlorientierung und gute Daseinsvorsorge“ und „mehr soziale Rechte.“ „Ganze
Familien säßen in Armutsfallen fest…“ „Ohne diese sozialen Rechte bleiben viel zu viele Menschen
Bittsteller.“ Außerdem fordert sie eine „dynamische Investitionsstrategie der öffentlichen
Haushalte“. Scholz wisse, dass er „keinen Schmusekurs“ kriege.

Diese und ähnliche Äußerungen gehören für DGB-Vorsitzende wie Fahimi zum üblichen
sozialpartnerschaftlichen Gepräge. Sicher hat der Kanzler andere Sorgen als ein paar Sprüche einer
Gewerkschaftsführung, die sich seit Jahren als verlässliche Stütze der SPD an der Regierung
bewährt hat – und auf die sich die Sozialdemokratie weiter verlassen kann.

Solange der DGB und vor allem die DGB-Gewerkschaften nur die Lage allenfalls anders
kommentieren, wird sich daran nichts ändern. Im Gegenteil, die Spitzen passen sich sogar immer
enger dem Regierungskurs an.

Opposition

Doch dieser Kurs wird gerade in der aktuellen Periode, angesichts von Krieg, Preissteigerung und
weiteren Angriffen auf die Arbeiter:innenklasse immer prekärer. Der rapide zunehmende
Mitgliederschwund und der damit verbundene politische Machtverlust werden so nicht gestoppt
werden können. Eine notwendige Kursumkehr ist von Fahimi und von der gesamten
sozialdemokratisch kontrollierten Bürokratie nicht zu erwarten.

Dabei wäre dieser im Kampf gegen Aufrüstung, Krieg und Sozialabbau dringend nötig. Eine
Interessensvertretung der Arbeiter:innenschaft muss gerade in der heute zugespitzten Situation klar
Stellung beziehen und benennen, was die Regierung tut. Sie betreibt ein gigantisches
Aufrüstungsprogramm im Interessen der großen Konzerne und Banken im Kampf um die
Neuaufteilung der Welt, im Kampf um Ressourcen und neue Absatzmärkte. Diese immer stärkere
Unterordnung unter Kapitalinteressen werden die Massen zahlen müssen mit Angriffen, die die
Bundesrepublik noch nie gesehen hat.

Und dagegen helfen nicht gute ausgewählte, völlig leere Sprüche oder Schulterklopfen mit SPD-
Verantwortlichen in der Regierung, sondern nur die Mittel des Klassenkampfes:
Massendemonstrationen, Besetzungen, Blockaden Streiks bis hin zu politischen Massenstreiks. Doch
dazu braucht es auch eine organisierte oppositionelle Kraft in den Gewerkschaften, die für einen
solchen Kurs kämpft – eine antibürokratische, klassenkämpferische Basisbewegung.


